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TOP 45: 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Rechtsgrundlagen für 
die Fortentwicklung des Europäischen Emissionshandels 

Drucksache: 387/18 

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Mit dem Gesetzentwurf wird die geänderte Emissionshandelsrichtlinie (EU) 

2018/410 im Wesentlichen durch eine Änderung des Treibhausgas-Emissions-

handelsgesetzes (TEHG) umgesetzt. Die Emissionshandelsrichtlinie legt den 

Grundstein für die vierte Handelsperiode fest (2021 - 2030). Dabei wurden die 

wesentlichen Strukturelemente dieses Systems beibehalten. 

Die Änderungen des TEHG beschränken sich daher auf folgende Aspekte: 

- die ab 2013 ausgegebenen Berechtigungen bleiben für unbegrenzte Zeit 

gültig und verfallen nicht mehr mit Ablauf der Handelsperiode; 

- Luftfahrzeugbetreiber erhalten eine Sonderregelung für die kostenlose Zu-

teilung von Berechtigungen der Jahre 2021 - 2023, diese richtet sich nach 

der kostenlosen Zuteilung im Jahr 2020; 

- die Zuteilung aus der Sonderreserve für Luftfahrzeugbetreiber wird ge-

strichen, sie existiert nach der Emissionshandelsrichtlinie nicht mehr; 

- die Anerkennung von Berechtigungen anderer Mitgliedstaaten wird ge-

strichen, diese Regelung ist aufgrund der EU-weit einheitlichen Ausgabe 

nicht mehr erforderlich; 

- die Nutzung von Emissionsgutschriften aus internationalen Klimaschutz-

projekten ist im EU-Emissionshandel ab 2021 nicht mehr möglich, so dass 

auch die bisher hierfür vorgesehenen Regelungen im TEHG aufgehoben 

werden; 
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- mittels einer Ermächtigungsgrundlage im Rahmen der Vorgaben der Arti-

kel 27 und 27a der Richtlinie 2003/87/EG wird die Möglichkeit geschaffen, 

per Rechtsverordnung Kleinemittenten aus dem europäischen Emissions-

handelssystem auszuschließen und weitere Erleichterungen zu schaffen. 

Genannt werden 

- Erleichterungen bei der Emissionsberichterstattung für Anlagen mit 

jährlichen Emissionen von bis zu 5 000 Tonnen Kohlendioxid;  

- vereinfachte Emissionsnachweise für Anlagen mit jährlichen Emissio-

nen von bis zu 2 500 Tonnen Kohlendioxid sowie  

- Ausnahmen und Vereinfachungen für die Verifizierung von Emissions-

berichten. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-

cherheit und der Wirtschaftsausschuss empfehlen dem Bundesrat, zu dem Ge-

setzentwurf Stellung zu nehmen. 

Der Verkehrsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf 

keine Einwendungen zu erheben. 

Die Empfehlungen sind aus Drucksache 387/1/18 ersichtlich. 


